
Unternehmen und Familien entlasten 

Mit dem Zwei-

ten Corona-

Steuerhilfege-

setz hat der Bun-

destag finanziel-

le Erleichterun-

gen für Unter-

nehmen und 

Familien auf den 

Weg gebracht. 

Von einer Maß-

nahme profitie-

ren wir alle ge-

meinsam: Die Umsatzsteuersätze werden befristet vom 1. 

Juli 2020 bis zum 31. Dezember 2020 von 19 auf 16 Prozent 

und von 7 auf 5 Prozent gesenkt. 

Firmen werden unterstützt, z.B. durch die Erleichterung bei 

der Verlustberücksichtigung für die Jahre 2020 und 2021. 

Hierdurch sollen Unternehmen in die Lage versetzt werden, 

ihre Verluste aus den Jahren 2020 und 2021 leichter mit Ge-

winnen auch aus 2019 verrechnen zu können. Um Investiti-

onsanreize zu schaffen, wird für bewegliche Wirtschaftsgüter 

des Anlagevermögens, die in den Jahren 2020 und 2021 an-

geschafft und hergestellt werden, die Inanspruchnahme ei-

ner degressiven Abschreibung in Höhe von bis zu 25 Prozent 

ermöglicht. 

Auch Familien können sich freuen: Das Kindergeld wird um 

den so genannten „Kinderbonus“ um einen Einmalbetrag 

von 300 Euro erhöht. Ein Anspruch auf den Kinderbonus be-

steht für jedes Kind, das im Kalenderjahr 2020 für mindes-

tens einen Kalendermonat anspruchsberechtigt ist. Konkret 

heißt das: Im September werden zusätzlich 200 Euro ausge-

zahlt, im Oktober 100 Euro. 

Zweiter Nachtragshaushalt 2020 

Der Deutsche Bundestag hat am 2. Juli 2020 den Zweiten 

Nachtragshaushalt 2020 und das Haushaltsbegleitgesetz 

beschlossen. Damit setzen wir das Konjunkturpaket der 

Koalition im Bundeshaushalt 2020 um. Die Rekord-

Neuverschuldung von 217,8 Mrd. Euro ist angesichts der 

Schwere des wirtschaftlichen Einbruchs infolge der 

Corona-Pandemie unerlässlich. Wir können gegen die 

Steuerausfälle von 65 Mrd. Euro gegenüber 2019 und die 

erheblichen Mehrausgaben zum Erhalt unserer Arbeits-

plätze und Unternehmen nicht ansparen. Für dieses Aus-

maß gibt es kein Kürzungspotenzial im Bundeshaushalt, 

jedes Hinterhersparen wäre ökonomisch verheerend. 

In den nächs-

ten Jahren 

werden wir 

wieder zu  

ausgegliche-

nen Haushal-

ten zurück-

kehren. Wir 

haben die 

Nachhaltigkeit 

der Staatsfi-

nanzen auch 

weiter im 

Blick. Dafür sind uns die letzten zehn Jahre nach der Fi-

nanzkrise mit Überschüssen von 2014 bis 2019 Vorbild. 

Dies gelang ohne Steuererhöhungen und Sonderabgaben. 

Wir brauchen auch jetzt keinen Corona-Soli, keine Vermö-

gensabgabe oder Reichensteuer. Entscheidend ist Wirt-

schaftswachstum. Wenn viele Menschen in Arbeit sind 

und die Unternehmen gute Gewinne machen, werden die 

Steuereinnahmen automatisch steigen. Gleichzeitig wer-

den wir die Ausgaben auf das Notwendigste beschränkt 

halten müssen. 

Die Woche im Bundestag 



Mit der Verabschiedung des Zweiten Nachtragshaushaltes 

hat der Deutsche Bundestag in dieser Woche auch das Pro-

gramm „Neustart Kultur“ beschlossen. Dazu erklären die 

stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestags-

fraktion, Gitta Connemann, und die kultur- und medienpo-

litische Sprecherin Elisabeth Motschmann: 

„Künstler 

und Kre-

ative 

brauchen 

in der 

Krise 

noch 

mehr 

Hilfe. 

Darauf 

haben 

wir rea-

giert. Mit 

einer Mil-

liarde 

zusätzlich für Kunst und Kultur haben wir das Programm 

‚Neustart Kultur‘ geschaffen und erhöhen damit den Kul-

turetat noch einmal um rund 50 Prozent. Kulturstaatsminis-

terin Monika Grütters und die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

haben sich dafür gemeinsam eingesetzt. Wir investieren in 

Strukturen. Denn nur eine lebendige Kulturlandschaft mit 

Bühnen, Betrieben und Einrichtungen schafft Erwerbsmög-

lichkeiten für Künstler und Kulturschaffende. Corona hat 

den Kulturbetrieb so hart wie kaum einen anderen Bereich 

getroffen. Um die Mittel bestmöglich ausgeben zu können, 

haben wir eine gegenseitige Deckungsfähigkeit der einzel-

nen Förderprogramme vereinbart. Wir sind sicher: 

‚Neustart Kultur‘ ist ein Aufbruchssignal für Kunst und Kul-

tur in Deutschland!“ 

„Die 

Kultur 

sitzt 

nicht 

am Kat-

zen-

tisch, 

im Ge-

genteil: 

Nur für 

den 

Kultur-

bereich 

hat der 

Bund 

ein eigenes, individuell zugeschnittenes Förderprogramm 

aufgelegt. Diese eine Milliarde ist ein deutliches Zeichen 

der Bundespolitik an Künstlerinnen, Künstler und Kreative. 

Nach dem Motto: Wir sehen Eure Sorgen, wir haben Eure 

unverschuldeten Nöte im Blick! Auch auf Bundesebene 

werden wir weiterhin genau hinsehen, wo wir gegebenen-

falls noch nachsteuern müssen. Gerade die Bühnenkünstler 

werden zu denjenigen gehören, die am längsten von der 

Krise betroffen sind. Für die Kulturförderung sind in erster 

Linie jedoch die Länder und Kommunen zuständig. Diese 

fordern wir auf, ihre Hilfsinstrumente laufend zu überprü-

fen und gegebenenfalls einzuführen, wie zum Beispiel ganz 

konkret den Unternehmerlohn für freischaffende und solo-

selbständige Künstler.“ 

 

Zukunft unserer Kulturlandschaft sichern 

Unterstützung für die Reisebranche 

Neben der Gastronomie wurde die Tourismus-Branche 

wohl am härtesten von der Corona-Pandemie getroffen. 

Mit einer freiwilligen Gutscheinlösung, die der Bundestag 

nun beschlossen hat, sollen sowohl Reiseveranstalter als 

auch Kunden zu ihrem Recht kommen. Das Gesetz sieht vor, 

dass Reiseveranstalter ihren Kunden für vor dem 8. März 

2020 gebuchte Pauschalreisen, die wegen der Corona-

Pandemie ausfielen, statt der Erstattung Gutscheine für 

spätere Reisen anbieten können. Diese Gutscheine sind 

über die bisherige Versicherung abgedeckt und falls nötig 

darüber hinaus durch eine staatliche Garantie über den 

kompletten Wert abgesichert. Diese Garantie würde auch 

dann greifen, falls ein Anbieter in die Insolvenz geht. Wird 

ein Gutschein nicht bis Ende 2021 eingelöst, bekommt der 

Kunde das Geld ausgezahlt.  

Gitta Connemann 

Elisabeth Motschmann 



„Jedes Lebensmittel, das wir unnötig wegwerfen, ist eines 

zu viel. Wir brauchen ein gesellschaftliches Umdenken, hin 

zu mehr Wertschätzung von Lebensmitteln als Mittel zum 

Leben. Zugleich brauchen wir eine größere Wertschätzung 

unserer Bauernfamilien, die für uns alle hochwertige, siche-

re und gesunde Lebensmittel erzeugen. Das eine bedingt 

das andere. 

Gerade die Digitalisierung bietet große Chancen, um noch 

genießbare Lebensmittel zu retten. So zeigt die ‚Beste-Reste

-App‘ der Bundesregierung Verbrauchern mit einfachen 

Rezepten, was sie aus Resten kochen können und wie sie 

Lebensmittel richtig lagern. Die Anhörung im Bundestag hat 

ergeben, dass auch Apps zunehmend Zuspruch finden, mit 

denen Hotels und Restaurants übrig gebliebene Speisen 

preisgünstig an Menschen aus der Nachbarschaft weiterge-

ben können. Darüber hinaus können intelligente Verpa-

ckungen den Verbrauchern durch Farben anzeigen, wie 

lange ein Produkt tatsächlich noch genießbar ist. So wird 

das Mindesthaltbarkeitsdatum (MHD) ergänzt und die Ver-

braucher können sich besser informieren. Mit 3,5 Millionen 

Euro fördern wir daher die weitere Entwicklung der intelli-

genten Verpackungen, damit sie zügig Verbreitung finden.“ 

Der agrarpolitische Sprecher der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion, Albert Stegemann zur Expertenanhö-

rung zum Thema Lebensmittelverschwendung im Bundes-

tagsausschuss für Ernährung und Landwirtschaft . 

Jedes verschwendete Lebensmittel eines zu viel 

Deutschland übernimmt am heutigen Mittwoch die EU-

Ratspräsidentschaft. Aus diesem Anlass fordern die Agrar-

politikerinnen und -politiker der CDU/CSU-Bundestags-

fraktion die EU-Kommission auf, ihre „Farm-to-Fork-

Strategie“ zu ergänzen und anzupassen. Mit der Farm-to-

Fork-Strategie möchte die EU-Kommission den Übergang zu 

einem nachhaltigen EU-Nahrungsmittelsystem gestalten. 

Die AG Landwirtschaft der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

hat dazu ein eigenes Thesenpapier erstellt.    

„Zwar umfasst die Farm-to-Fork-Strategie wichtige Bereiche 

wie die Verzahnung eines widerstandsfähigen europäischen 

Lebensmittelsystems. Der Schwerpunkt und die konkreten 

Reduktionsziele jedoch fokussieren sich fast ausschließlich 

auf die Landwirtschaft, ohne dass dies näher erläutert oder 

begründet wird. Wie die Landwirte diese Ziele letztlich um-

setzen sollen, bleiben genauso unbeantwortet wie Finanzie-

rungsfragen. Nur oberflächlich gestreift werden die Berei-

che Handel und Agrarwirtschaft. Auch die Rolle der Ver-

braucher kommt zu kurz. 

Wir fordern die EU-Kommission auf, die Farm-to-Fork-

Strategie entsprechend zu ergänzen und anzupassen. Aus 

unserer Sicht müssen alle Ziele daraufhin überprüft wer-

den, ob sie vor Ort umgesetzt und finanziert werden kön-

nen. Auch darf es aufgrund von EU-Strategien und entspre-

chenden Reduktionszielen nicht zu einer Abwanderung der 

landwirtschaftlichen Produktion ins Ausland kommen.“ 

 

Farm-to-Fork-Strategie muss überarbeitet werden 

Albert Stegemann, agrarpolitischer Sprecher  

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 



Am 1. Juli übernimmt Deutschland für ein halbes Jahr tur-

nusgemäß die EU-Ratspräsidentschaft. Dabei steht es vor 

der schweren Aufgabe, die wirtschaftlichen Folgen der 

Corona-Krise zu bewältigen und die Gesundheitssysteme 

widerstandsfähiger zu machen.  

Zu den vordringlichsten Aufgaben der deutschen Ratspräsi-

dentschaft gehören die Verabschiedung des EU-

Haushaltsplans von 2021 bis 2027 sowie die Ausgestaltung 

der künftigen Beziehungen zu Großbritannien. Darüber hin-

aus geht es um eine gemeinsame Migrationspolitik und den 

Schutz der EU-Außengrenzen, um Digitalisierung und 

Klimapolitik. Damit die inhaltliche Kontinuität gewährleistet 

ist, arbeitet Deutschland in der „Triopräsidentschaft“ mit 

den beiden Nachfolgern Portugal und Slowenien zusam-

men.  

Die Ratspräsidentschaft ist zwar in erster Linie eine Angele-

genheit der betreffenden Regierungen, doch weist sie auch 

eine parlamentarische Dimension auf. Als Präsident-

schaftsparlament setzt der Bundestag mit seinen Fraktio-

nen eigene Impulse. Dazu veranstaltet er interparlamentari-

sche Konferenzen zu Themen wie Außen- und Sicherheits-

politik, nachhaltige Agrarpolitik oder Pandemiebekämp-

fung.  

Mehrjähriger Finanzrahmen - Wiederaufbaufonds  

Noch im Juli soll der sogenannte Mehrjährige Finanzrahmen 

(MFR), der EU-Haushaltsplan für die Jahre 2021 bis 2027, 

unter Dach und Fach gebracht werden. Auf dem Tisch liegt 

ein Kommissionsvorschlag in Höhe von 1,1 Billionen Euro. 

Mit dem Haushaltsrahmen verknüpft ist ein Wieder-

aufbaufonds im Umfang von 750 Milliarden Euro, aus dem 

von der Krise besonders betroffene Mitgliedstaaten wie 

Spanien und Italien unterstützt werden sollen. 500 Milliar-

den Euro davon sollen als Zuschüsse fließen, 250 Milliarden 

Euro als Kredite. In den laufenden Verhandlungen wird 

Deutschland streng darauf achten, dass das Geld zweckge-

recht verwendet und der deutsche Steuerzahler nicht über-

fordert wird. 

Gesundheitsprävention verbessern 

Zu den gesundheitspolitischen Lektionen, die die EU in der 

Corona-Pandemie lernen musste, gehört, dass sie bei der 

Versorgung mit Arzneimitteln, Medizinprodukten und per-

sönlicher Schutzausrüstung von Drittstaaten unabhängiger 

werden muss. Die Produktion unerlässlicher Güter – im 

Gesundheits- wie auch im Sicherheitsbereich – soll wieder 

in die EU zurückverlagert werden.  

Digitalisierung vorantreiben 

In der Corona-Krise besteht auch die Chance für einen be-

schleunigten Wandel der Europäischen Union zu mehr 

Nachhaltigkeit und verbesserter Wettbewerbsfähigkeit. 

Gefördert werden sollten deshalb Innovationen jeglicher 

Art – von der Künstlichen Intelligenz (KI) über eine europäi-

sche Datencloud bis zur Quantentechnologie. Investitionen 

sollten auch in Technologien zum Schutz des Klimas fließen.  

Klima schützen 

Europa will bis zum Jahre 2050 erster klimaneutraler Konti-

nent werden. In ihrem „Grünen Deal“ schlägt die EU-

Kommission daher vor, den Ausstoß von Treibhausgasen 

schneller zu reduzieren. So sollen die Emissionen bis 2030 

nicht nur um 40 Prozent gegenüber 1990 verringert wer-

den, sondern sogar um 50 bis 55 Prozent. Eine Folgenab-

schätzung soll bis zum Herbst vorliegen.  

Deutschland übernimmt EU-Ratspräsidentschaft 



Die Verschärfung würde allerdings bedeuten, dass Deutsch-

land sein eigenes Klimaziel für 2030 erheblich erhöhen 

müsste, wenn andere EU-Staaten sich keine ehrgeizigeren 

Minderungsziele setzten. Deshalb fordert die CDU/CSU-

Bundestagsfraktion eine faire Lastenverteilung innerhalb 

der Europäischen Union sowie die Ausweitung des bewähr-

ten Europäischen Emissionshandels auf bisher nicht erfass-

te Sektoren. Die Fraktion setzt sich auch dafür ein, dass 

Klimaschutzmaßnahmen und Emissionsminderungen in 

Drittstaaten angerechnet werden können. 

Migrationspolitik reformieren 

In der Migrationspolitik steht eine Reform des Gemeinsa-

men Europäischen Asylsystems an. Ein faires Verteilsystem 

sollte sicherstellen, dass einzelne EU-Staaten mit der Auf-

nahme von Schutzsuchenden nicht überfordert werden. Die 

CDU/CSU-Fraktion dringt in dem Zusammenhang nicht nur 

auf eine Entlastung der Staaten an den EU-Außengrenzen, 

sondern auch von Hauptzielstaaten wie Deutschland – nicht 

zuletzt durch effektive Maßnahmen zur Verhinderung von 

Sekundärmigration.  

Die Prüfung von Asylanträgen schon an den EU-

Außengrenzen sollte zur Pflicht werden. Bei fehlender 

Schutzbedürftigkeit würde die Einreise in die EU verweigert 

werden. Mit den Herkunfts-, Aufnahme- und Transitstaaten 

sollte die Zusammenarbeit verbessert werden, um Rückfüh-

rungen zu erleichtern. Im Gegenzug könnten legale Zuwan-

derungsmöglichkeiten im bestehenden Rechtsrahmen bes-

ser genutzt werden. Fluchtursachen sollten vermindert 

werden.  

Außengrenzen schützen 

Die Steuerung der Migration ist nur möglich, wenn die EU-

Außengrenzen wirksam geschützt werden. Dafür benötigt 

die EU-Grenzschutzbehörde Frontex mehr Personal. Des-

halb setzt sich die Unionsfraktion für einen Personalauf-

wuchs von bis zu 10.000 Grenzschützern noch vor 2027 ein. 

Nur wenn die Außengrenzen sicher sind, kann auf die Kon-

trolle an den Binnengrenzen des Schengen-Raums verzich-

tet werden. 

Insolvenzen im Sport verhindern 

Der Haushaltsausschuss des Bundestages hat in dieser Wo-

che die Initiative für ein Hilfspaket für den Deutschen Spit-

zensport beschlossen. Im Nachtragshaushalt des Bundesta-

ges sollen Corona-Überbrückungshilfen für Profisportvereine 

und Verbände des Spitzensports in Höhe von 200 Millionen 

Euro zur Verfügung gestellt werden. Durch das voraussicht-

lich noch mehrere Monate andauernde Verbot größerer Ver-

anstaltungen mit Zuschauern, fällt für professionelle und 

semi-professionelle Sportvereine deren Geschäftsgrundlage 

vollständig weg. Aufgrund der damit einhergehenden Ein-

nahmeverluste bei den Eintrittsgeldern geraten sie 

coronabedingt in 

eine große Notsi-

tuation. „Der 

Hilfsfonds soll 

drohende Insol-

venzen abwen-

den“, so der 

Göttinger Bun-

destagsabge-

ordnete Fritz 

Güntzler. 



218,5 Mrd. Euro. Mit dem Nachtragshaushalt werden haus-

haltswirksame Maßnahmen zur Umsetzung des vom Koaliti-

onsausschuss am 3. Juni 2020 beschlossenen Konjunkturpa-

ketes in Gesamtvolumen von 103 Mrd. Euro abgebildet. 

Außerdem werden Mehrausgaben aus der ,,Corona-

Vorsorge“ in Höhe von rd. 14 Mrd. Euro in den Einzelplänen 

veranschlagt und weitere Steuermindereinnahmen auf Ba-

sis der Ergebnisse des Arbeitskreises Steuerschätzung vom 

Mai 2020 in Höhe von rd. 7 Mrd. Euro berücksichtigt. 

Gesetz über begleitende Maßnahmen zur Umsetzung des 

Konjunktur- und Krisenbewältigungspakets. Wir beschlos-

sen ein breit aufgestelltes Maßnahmenpaket zur Bekämp-

fung der Corona-Folgen und zur Stärkung der Binnennach-

frage in zweiter und dritter Lesung. Es umfasst unter ande-

rem eine zusätzliche Bereitstellung von 5 Mrd. Euro im Son-

dervermögen zum Ausbau der Mobilinfrastruktur, eine Er-

höhung der Regionalisierungsmittel um 2,5 Mrd. Euro zur 

Unterstützung des öffentlichen Nachverkehrs in den Kom-

munen sowie eine Milliarde Euro für den Ausbau des Be-

treuungsangebotes in Kindertagesein-richtungen. Nicht 

zuletzt soll die Möglichkeit geschaffen werden, die EEG-

Umlage durch Ausgleichsleistungen zurückzuführen, um 

den Stromverbraucher hier finanziell zu entlasten.  

Gesetz zur Einführung der Grundrente für langjährige Ver-

sicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung mit un-

terdurchschnittlichem Einkommen und für weitere Maß-

nahmen zur Erhöhung der Alterseinkommen 

(Grundrentengesetz). Wir beschlossen in 2./3. Lesung die 

Einfüh-

rung einer 

Grundren-

te sowie 

Freibeträ-

ge in der 

Grundsi-

cherung 

und Ver-

besser-

ungen 

beim 

Wohn-

geld.  

Mit der 

Grundren-

te werden 

geringe Verdienste mit einem Zuschlag künftig rentenrecht-

lich stärker aufgewertet. Voraussetzung für den vollen Zu-

schlag in der Rente sind 35 Jahre Beitragsjahre Grundren-

tenzeiten, d.h. Pflichtbeitragszeiten in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung. Einen reduzierten Zuschlag können Be-

rechtigte bereits ab 33 Jahren Grundrentenzeiten erhalten. 

Einkommen oberhalb eines Einkommensfreibetrags werden 

auf die Grundrente angerechnet. Die Zahlung des Zuschlags 

erfolgt automatisch, ein Antrag ist also nicht erforderlich. 

Das Grundrentengesetz bedeutet für die Verwaltung einen 

Die Woche im Parlament  
Zweites Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnah-

men zur Bewältigung der Corona-Krise (Zweites Corona-

Steuerhilfegesetz). Zur Ankurbelung der Wirtschaft be-

schlossen wir in 2./3. Lesung weitere steuerlicher Hilfsmaß-

nahmen. Der Umsatzsteuersatz wird vom 1. Juli bis zum 31. 

Dezember 2020 von 19 auf 16% bzw. von 7 auf 5% abege-

senkt. Familien erhalten einen Kindergeld-bonus in Höhe 

von 300 Euro pro Kind und der Entlastungsbetrag für Allein-

erziehende wird befristet erhöht. Die Menschen in Deutsch-

land können in der Breite von diesen Maßnahmen profitie-

ren. Auch Unternehmen und Arbeitgeber werden entlastet 

etwa mit der befristeten Erhöhung des Freibetrags bei der 

Gewerbesteuer für die Hinzurechnungstatbestände des 

§ 8 Nummer 1 GewStG auf 200.000 Euro oder über eine 

Ausweitung der maximalen Bemessungsgrundlage der steu-

erlichen Forschungszulage auf 4 Mio. Euro im Zeitraum von 

2020 bis 2025. Mit diesen und anderen Maßnahmen geben 

wir gezielte Impulse für die Wirtschaft, um so die Folgen der 

Corona-Krise rasch zu überwinden. 

Zweites Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum 

Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 (Zweites 

Nachtragshaushaltsgesetz 2020). Wir verabschiedeten in 

2./3. Lesung mit dem zweiten Nachtragshaushalt eine Erhö-

hung der Nettokreditaufnahme um 62,5 Mrd. Euro auf 

Körper und Seelen unserer Kinder schützen 

Staufen, Lügde, Münster sowie neue Erkenntnisse aus Ber-

gisch-Gladbach mit der schier unvorstellbaren Zahl von 

30.000 Tatverdächtigen zeigen das erschütternde Ausmaß 

von Kindesmissbrauch in Deutschland und seine Verbreitung 

über das Internet. Wir werden im Kampf gegen sexuellen 

Kindesmissbrauch und Kinderpornographie nicht nachlassen 

und fordern die generelle Einstufung als Verbrechen. Wir 

begrüßen ausdrücklich, dass die Bundesjustizministerin in 

dieser Woche endlich einen von uns lange geforderten Ge-

setzentwurf zum Kampf gegen sexuellen Kindesmissbrauch 

vorlegen will. Kein Täter darf sich in unserem Land mehr 

sicher fühlen. 



ren etwa der Ausbau der Infrastruktur für den Schienen- 

und Straßenverkehr und die Ansiedlung und Verstärkung 

zahlreicher Forschungseinrichtungen. In das Maßnahmege-

setzvorbereitungsgesetz werden zudem 16 Verkehrswe-

geinfrastrukturprojekte zur Strukturstärkung in den be-

troffenen Regionen als besonders eilbedürftige Projekte 

aufgenommen. Ferner wird der Bund seine Förderprogram-

me erweitern und Maßnahmen zur Unterstützung der Ener-

giewende und des Klimaschutzes ergreifen. Die Bundesre-

gierung setzt sich zudem das Ziel, mit der Ansiedlung von 

Einrichtungen des Bundes in den betroffenen Regionen bis 

zum Jahr 2028 bis zu 5000 Arbeitsplätze in Behörden des 

Bundes und sonstigen Bundeseinrichtungen zu erhalten 

oder neu einzurichten. 

Empfehlungen des Kompetenznetzwerkes Nutztierhaltung 

konsequent 

umsetzen. 

Auf der 

Grundlage 

der Ergeb-

nisse des 

Kompetenz-

netzwerkes 

Nutztierhal-

tung fordern 

wir die Bun-

desregier-

ung dazu 

auf, Konzep-

te für eine 

Reform der 

landwirt-

schaftlichen Nutztierhaltung vorzulegen, etwa aufbauend 

auf die Durchführung einer Machbarkeitsstudie. So kann 

ermittelt werden, welche Empfehlungen des Kompetenz-

netzwerkes Nutztierhaltung umsetzbar sind. Umsetzbare 

Empfehlungen sollte die Bundesregierung in einem zweiten 

Schritt möglichst auch realisieren. 

Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-

Pandemie im Pauschalreisevertragsrecht. Wir beschlossen 

in 2./3. Lesung Maßnahmen zur Abmilderung der Folgen 

der COVID-19-Pandemie für Pauschalreise-veranstalter. So 

soll etwa eine gesetzliche Regelung geschaffen werden, den 

Reisenden statt der sofortigen Rückerstattung des Reise-

preises einen Reisegutschein im Wert der erhaltenen Vo-

rauszahlungen anzubieten. Dieser Gutschein ist gegen eine 

etwaige Insolvenz des Reiseveranstalters zeitlich befristet 

abgesichert. 

Gesetz zur Stärkung von intensivpflegerischer Versorgung 

und medizinischer Rehabilitation in der gesetzlichen Kran-

kenversicherung (Intensivpflege- und Rehabilitationsstär-

kungsgesetz). Wir verbessern die Leistungen und die Quali-

tät der außerklinischen Intensivpflege in 2./3. Lesung. Hier-

bei entsprechen wir den Wünschen der Versicherten zum 

enormen Kraftakt, da nicht nur die Neurentner ab 1. Januar 

2021 von der Grundrente profitieren sollen, sondern auch 

einige der Millionen Bestandsrentner. Mit dem Inkrafttreten 

des Gesetzes am 1. Januar 2021 werden deshalb nicht so-

fort sämtliche Berechtigte in den Genuss des Zuschlags 

kommen können: Die Neurentner werden ihrer Grundrente 

beginnend ab Juli 2021 erhalten. Die Verwaltung wird die 

bestehenden Renten sukzessive bis zum 31.Dezember 2022 

überprüfen, wobei zunächst die lebensältesten Berechtigten 

die Grundrente erhalten sollen. Es wird in jedem Fall rück-

wirkend ab 1. Januar 2021 gezahlt werden. Außerdem wird 

als Anreiz für den Aufbau einer zusätzlichen arbeitgeberfi-

nanzierten betrieblichen Altersversorgung bei Geringverdie-

nern mit einem monatlichen Bruttoarbeitslohn bis zu 2.575 

Euro der Förderbetrag zur betrieblichen Altersversorgung 

von derzeit maximal 144 Euro auf maximal 288 Euro erhöht. 

Die Einkommensgrenze, bis zu der man den vorgenannten 

Förderbetrag erhält, wird von derzeit 2.200 Euro auf 2.575 

Euro brutto angehoben, wovon potentiell 2 Millionen Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer profitieren werden. 

Schließlich wird der Förderhöchstbetrag für den Arbeitgeber 

von 480 Euro auf 960 Euro verdoppelt. 

Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen. In dieser Woche 

beschlossen 

wir Unter-

stützungs-

maßnahmen 

für die von 

der Beendi-

gung der 

Kohlever-

stromung 

betroffenen 

Reviere und 

Standorte in 

2./3. Lesung. 

Das umfas-

sende 

„Investitions-

gesetz Kohle-

regionen“ regelt in einem ersten Teil Finanzhilfen für die 

betroffenen Länder. Diese Finanzhilfen sollen über Artikel 

104b Grundgesetz für Investitionen in einem Gesamtum-

fang von bis zu 14 Mrd. Euro bis 2038 bereitgestellt werden. 

Die Länder leisten hierbei den im Grundgesetz vorgesehe-

nen Eigenanteil. Die Mittel können zur Förderung von Inves-

titionen, etwa in die wirtschaftsnahe Infrastruktur, aber 

auch den Breitband- und Mobilfunkausbau, zur Verbesse-

rung des Angebots im ÖPNV oder in den Umweltschutz und 

die Landschaftspflege verwendet werden. Das Gesetz legt 

fest, in welchem Verhältnis die Reviere hier berücksichtigt 

werden. Im zweiten Teil des Gesetzes verpflichtet sich der 

Bund, weitere Maßnahmen zugunsten der Braunkohleregio-

nen mit bis zu 26 Mrd. Euro bis 2038 zu fördern, die in sei-

ner eigenen Zuständigkeit liegen. Zu den Maßnahmen gehö-
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Diese Veröffentlichung der Landesgruppe dient ausschließlich der Information. Sie 
darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung verwendet 

werden. 

von Werbefilmen und -programmen für Tabakerzeugnisse, 

elektronische Zigaretten und Nachfüllbehälter nur noch im 

Zusammenhang mit Filmen erlaubt sein, bei denen die An-

wesenheit von Kindern und Jugendlichen gemäß § 11 Ab-

satz 1 des Jugendschutzgesetzes nicht gestattet ist. 

Gesetz zur Änderung des Telemediengesetzes und weite-

rer Gesetze. Wir setzen eine EU-Richtlinie in 2./3. Lesung in 

deutsches Recht um. Erforderlich ist dafür etwa, die nun 

veränderten Anforderungen an Telemedien z.B. an audiovi-

suelle Mediendienste und Videosharingplattform-Dienste 

im Telemediengesetz umzusetzen. Darüber hinaus nehmen 

wir unter anderem auch Anpassungen hinsichtlich der audi-

ovisuellen Werbung für Tabakerzeugnisse vor.  

Ort dieser Intensivpflege, sofern dies dort tatsächlich und 

dauerhaft erfolgen kann. Dazu wird ein eigener Leistungsan-

spruch auf außerklinische Intensivpflege im Leistungskata-

log der Gesetzlichen Krankenversicherung definiert. Fehlan-

reize werden mit einer Absenkung der Eigenanteile in der 

vollstationären Intensivpflege vermieden. Ebenfalls werden 

Neuerungen im Bereich der medizinischen Rehabilitation 

vorgenommen.   

Verordnung zur Änderung der Erneuerbare-Energien-

Verordnung. Wir entlasteten in 2./3. Lesung die Stromver-

braucher 

durch eine 

Reform der 

EEG-

Umlage, die 

zum 1. Ja-

nuar 2021 

in Kraft 

treten wird. 

Die Entlas-

tung erfolgt 

durch Haus-

haltsmittel 

des Bundes, 

um so die 

Energie-

wende weiterhin finanziell abzusichern. Dies erfordert tech-

nische Anpassungen in der Erneuerbare-Energien-Ver-

ordnung (EEV). Dort muss ein neuer Einnahmentatbestand 

für Haushaltsmittel geschaffen werden, den die Übertra-

gungsnetzbetreiber bei der Ermittlung der EEG-Umlage be-

rücksichtigen müssen. 

Bericht über das Ergebnis der Vorplanung und der frühen 

Öffentlichkeitsbeteiligung zur Ausbaustrecke/

Neubaustrecke Hamburg – Lübeck – Puttgarden. In dieser 

Sitzungswoche unterrichtete der Verkehrsausschuss das 

Plenum über die Maßnahmen an der Ausbaustrecke/

Neubaustrecke Hamburg – Lübeck – Puttgarden 

(Hinterlandanbindung Fehrmarnbeltquerung) zwischen 

Lübeck und Puttgarden, einem der größten Verkehrsprojek-

te in Deutschland. Diese erfordert die Erweiterung, den 

Neubau und die Elektrifizierung zweier Gleise. Mit Fertig-

stellung soll der Schienengüterverkehr auf der Strecke 

Lübeck – Kopenhagen wieder aufgenommen werden. Die 

Strecke ist Bestandteil des TEN-Kernnetzkorridors Skandina-

vien – Mittelmeer, für den die Europäische Union die Eisen-

bahnachse Fehmarnbelt identifiziert haben. 

Zweites Gesetz zur Änderung des Tabakerzeugnisgesetzes. 

In 2./3. Lesung stärken wir den Gesundheitsschutz durch ein 

Verbot von Außenwerbung für Tabakerzeugnisse. Dieses 

Verbot soll nach Ablauf einer Übergangsfrist am 1. Januar 

2022 Anwendung finden, für Tabakerhitzer jedoch erst zum 

1. Januar 2023 und für elektronische Zigaretten zum 1. Janu-

ar 2024. Außerdem wird zukünftig in Kinos die Vorführung 

Daten und Fakten 

Deutsche Krankenhäuser in Zahlen. Das deutsche Gesund-

heits-

system 

verfügt 

über eine 

weltweit 

einzigartig 

dicht aus-

gebaute 

klinische 

und medi-

zinische 

Infrastruk-

tur. So gibt 

es in 

Deutsch-

land insge-

samt 1.927 Krankenhäuser, in denen im vergangenen Jahr 

19,7 Mio. Patienten behandelt wurden. Die damit verbun-

denen Kosten lagen bei 105,7 Mrd. Euro. Bei der Versor-

gungsdichte mit Intensivbetten lag Deutschland schon vor 

der Corona-Krise mit 33,9 Betten je 100.000 Einwohnern 

(2017) deutlich vor vergleichbaren OECD-Staaten wie Öster-

reich (28,9; Stand 2018), den USA (25,8; Stand 2018) oder 

Frankreich (16,3; Stand 2018). 

(Quelle: Destatis, Bundesministerium für Gesundheit) 
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